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Das neue Jahr ist nun erst einige Stunden
alt und alle haben ihre guten Vorsätze und
Wünsche oder das, was man vielleicht bes-
ser machen möchte, noch im Kopf.

Die Gewerkschaft der Polizei, Landesbe-
zirk Baden-Württemberg, wünscht allen
viel Glück im neuen Jahr und möglichst vie-
le Anlässe zum Feiern. Denn auch wir ha-
ben Grund zum Feiern:

Die Gewerkschaft der Polizei in
Baden-Württemberg wird dieses

Jahr 60 Jahre alt

Am 1. 1. 1952 wurde die Gewerkschaft
der Polizei, Landesbezirk Baden-Württem-
berg, gegründet. Der bereits am 9. 11. 1949
in Freiburg gegründete „Verband der Poli-
zeibeamten Badens e. V.“ entschied sich
nach einer Urabstimmung eindeutig zu die-
sem Schritt und somit gegen die damalige
ÖTV und den DBB. Bereits vier Jahre nach
Ende des verheerenden, menschenverach-
tenden Weltkrieges, den größenwahnsinni-
ge Verbrecher vom Zaun gebrochen hatten,
haben sich Polizisten zusammengetan, um
sich in der chaotischen Nachkriegszeit für
die Belange ihrer Kolleginnen und Kollegen
einzusetzen – und nicht einmal sieben Jahre
danach war die GdP BW geboren. Fritz Zip-
fel wurde als erster Vorsitzender dieser neu-
en Gewerkschaft gewählt und bereits am
1. 1. 1952 erschien die erste Ausgabe der
GdP-Zeitschrift „Deutsche Polizei“.

Welche Themen bewegten aber
damals unsere Mütter und Väter?

Am 1. 4. 1952, zum Beispiel, erhöht sich
das Monatsgehalt eines Polizeihauptwacht-
meisters, unter Berücksichtigung von Frau
und zwei Kindern, von 306,50 DM auf
346,50 DM. Ein vergleichbarer Angestellter
erhält nunmehr 368,70 DM anstatt 306,50
DM. Gleichzeitig ist die Miete für eine
durchschnittliche Neubauwohnung von 56
DM auf 63 DM gestiegen.

In Berlin gelingt es der GdP, das Abge-
ordnetenhaus davon zu überzeugen, dass
Polizisten im Vergleich zur allgemeinen in-
neren Verwaltung ein höheres Maß an Ver-
antwortung zu tragen haben. Darum wur-

den die Polizeibeamten des mittleren Diens-
tes mit der Amtsbezeichnung Polizeihaupt-
wachtmeister, Polizeimeister und Polizei-
obermeister um je eine Besoldungsgruppe
angehoben. Später wurde dieses Ergebnis
auch in Baden-Württemberg übernommen.
Polizeiobermeister war damals das Spitzen-
amt des mittleren Dienstes, den Polizei-
hauptmeister gab es 1952 noch gar nicht.
Dieser Erfolg in Berlin war für die GdP im
gesamten Bundesgebiet richtungsweisend.
Die GdP verlangte schlicht die Abkehr vom
damals noch gültigen Reichsbesoldungsge-
setz und die Schaffung eines neuen Besol-
dungsrechts – und sie setzte sich durch.

Seitdem hat sich in dieser Republik eini-
ges getan! Aber hat sich seit damals wirklich
so vieles verändert? Bei oberflächlicher Be-
trachtung vielleicht schon. Den Haupt-
wachtmeister z. B. gibt es nicht mehr und
wir sind heute in Baden-Württemberg auf
dem Weg, den mittleren Dienst in der Poli-
zei abzuschaffen. Auch da wird endlich eine
jahrzehntelange Forderung der GdP umge-
setzt. So gäbe es sicherlich noch viele weite-
re Parallelen wie z. B. bei den Fahrzeugen,
Autos, Wohnungen, bei der Kleidung, bei
der Werbung usw.

Beim Tieferschürfen stellt man aber mit
Erstaunen fest, dass sich tatsächlich nur Äu-
ßerlichkeiten verändert haben und viel-
leicht noch die angeblichen Probleme, die
oft genannt und gerne stark überbewertet
wurden und werden. Für uns als Gewerk-
schaft hat sich im Grunde nicht wirklich was
verändert. Unsere Aufgabe bestand schon
immer darin, uns für die Belange unserer

Kolleginnen und Kollegen einzusetzen, ihre
Probleme zu artikulieren und denen vorzu-
tragen, die was verändern können. Wir ver-
suchen die Sichtweise unserer Mitglieder
den Verantwortlichen und Entscheidungs-
trägern darzustellen, die dann Veränderun-
gen auf den Weg bringen sollen.

Wir sehen uns als Sprachrohr derer, die
im Dienste der Allgemeinheit ihre tägliche
Arbeit verrichten. Das ist wichtig und rich-
tig. Wir betreiben auch ausdrücklich keine
Lobby- oder Interessenpolitik, sondern ver-
stehen uns als Gewerkschaft aller Kollegin-
nen und Kollegen, unabhängig von Status,
Laufbahn und Aufgabe.

Das haben unsere „GdP-Mütter und
-Väter“ so begonnen und uns sozusagen ins
Stammbuch geschrieben. Unsere Aufgabe
ist es, dieses Erbe zu bewahren und weiter-
hin mit Leben zu erfüllen. So wie unsere
Gründungsmitglieder vor sechzig Jahren,
werden wir Unrecht anprangern und stän-
dig nach Verbesserungen streben. Dazu
sind uns (fast) alle Mittel recht, ohne dabei
zu vergessen, dass wir es auf der „anderen“
Seite auch mit Menschen zu tun haben.
Manchmal müssen wir auch zu Mitteln grei-
fen die „schockieren“, die „polarisieren“,
die „treffen“. Sie dürfen jedoch nie verlet-
zen oder diffamieren. Es wird auch immer
Menschen geben, die mit unserem Weg
nicht einverstanden sind und die sich von
uns abwenden. In deren Augen sind Ge-
werkschaftsarbeit und eine „ordentliche“
Dienstauffassung nicht vereinbar. Und wie-
der andere halten sich einfach nur für bes-
ser, schlauer und cleverer als andere. Gott
sei Dank werden diese Menschen und ihre
Selbstüberschätzung immer ganz schnell
von der Realität eingeholt.

Das wird uns aber nicht von unserem
Weg abbringen, sich ohne „Wenn und
Aber“ für die Belange der Kolleginnen und
Kollegen einzusetzen – auch wenn es
manchmal schwerfällt. Diesen Weg haben
unsere „Urväter“ vor 60 Jahren unter wid-
rigsten Bedingungen begonnen und sie sind
ihn gegangen so wie wir ihn heute gehen und
morgen weiter gehen werden. Ich sage:
Herzlichen Glückwunsch zum 60. Geburts-
tag und wünsche allen alles Gute fürs kom-
mende Jahr und für die nächsten 60 Jahre.

Euer Rüdiger Seidenspinner

Die Gewerkschaft der Polizei wird 60 Jahre alt
Von Rüdiger Seidenspinner, GdP-Landesvorsitzender
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Für den Bereich des ehemaligen Landes
Baden (Südbaden), das der französischen
Zone angehörte, wurde die Genehmigung
zur Errichtung einer Berufsorganisation
für die Polizei durch die französische Mili-
tärregierung am 8. September 1949 erteilt.
Das Dekret der Militärregierung hat fol-
genden Wortlaut: In Übereinstimmung
mit den Vorschriften meines Schreibens
Nr. 477/SUR/PG/CPA vom 1. Juni 1949
(Anordnung Nr. 4085/CC/SUR/SDA vom
5. Mai 1948 des Chefs der Division Surété)
ermächtige ich die Polizeibeamten der
französischen Zone Badens, sich zu einer
Gewerkschaft, genannt „Verband der Poli-
zeibeamten Badens e. V.“ zusammenzu-
schließen. Die Genehmigung erfolgt unter
ausdrücklichem Vorbehalt nachstehender
Bedingungen:
1. Die Gewerkschaft hat selbstständig zu

bleiben, d. h., sie kann sich auf keinen
Fall einem anderen Verband oder einer
Gewerkschaft anschließen.

2. Die Tätigkeit der Gewerkschaft hat sich
ausschließlich auf die Wahrung der be-
ruflichen, sozialrechtlichen und wirt-
schaftlichen Belange der Beamten zu
beschränken. Sie ist frei von jeder politi-
schen oder konfessionellen Tätigkeit.

3. Streiks und Protestkundgebungen sind
ausdrücklich untersagt.

4. Jede Dienststelle oder jeder Distrikt hat
seine durch Wahl bestimmten Stellver-
treter, die die Aufgaben haben, ihre
Vorschläge dem Landesausschuss, der
von den Stellvertretern gewählt wird
und allein befugt ist, die Verhandlungen
mit dem Badischen Innenministerium
zu führen, zu unterbreiten.
Daher hat jeder Polizeibeamte, der bis-

her Mitglied einer anderen Gewerkschaft
war, unverzüglich aus dieser auszutreten.
Er kann, wenn er es wünscht, sich dem
VPB über den zuständigen örtlichen Stell-
vertreter anschließen.

Jede Tätigkeit, die nicht mit vorstehen-
der Genehmigung vereinbar ist oder sich
nachteilig auf die Beamtenschaft auswirkt,
ist unzulässig und wird bestraft und kann
die Auflösung des Verbandes zur Folge
haben.

Wenn auch durch den Inhalt dieses De-
krets der Bestätigung der Polizeiberufsor-
ganisation, ähnlich wie in der britischen
Zone, enge Grenzen gesetzt wurden, so
war damit letzten Endes doch die Voraus-
setzung gegeben, nun eine Berufsvertre-
tung ins Leben zu rufen, die in der Lage

war, im Bereich des eigenen Landes die so-
zialen und wirtschaftlichen Belange der
Polizeibeamten gegenüber der Regierung
und dem Parlament zu vertreten. Mehrere
Kollegen aus dem Bereich des damaligen
Landes Baden, an der Spitze der Kollege
Fritz Zipfel aus Freiburg, haben hierauf
die Vorbereitungen für eine Gründungs-
veranstaltung getroffen, die dann am
9. November 1949 in Freiburg stattfand.
Alle Polizeidienststellen haben Vertreter
zu dieser Versammlung entsandt, bei der
der „Verband der Polizeibeamten Badens
e. V.“ aus der Taufe gehoben wurde.

Bei der Gründungsveranstaltung wurde
ein sechsköpfiger Vorstand – an der Spitze
Kollege Fritz Zipfel als 1. und Kollege
Otto Dammert als 2. Vorsitzender – ge-
wählt, dem ein umfangreiches Arbeitspro-
gramm aufgetragen wurde. Nachdem der
„Rat der Alliierten Hohen Kommission“
in seiner Sitzung vom 27. Juni 1950 die Ko-
alitionsfreiheit für die Polizei beschlossen
hatte, begann der Kampf um den An-
schluss an eine Dachorganisation. Da-
rüber war man sich besonders bei der
Gründung des Verbandes der Polizeibe-
amten Badens klar, dass diese Form des
Zusammenschlusses nur eine befristete
Lösung sein konnte, denn die Belange der
Polizei können nicht nur von der Sicht ei-
nes einzelnen Landes aus wirksam vertre-
ten werden, sondern es ist unerlässlich,
dass eine Dachorganisation auf Bundes-
ebene ihre Interessen wahrt. Neben den
beiden Dachorganisationen „Deutscher
Gewerkschaftsbund“ und „Deutscher Be-
amtenbund“ war am 14. September 1950 in
Hamburg die „Gewerkschaft der Polizei“
als Berufsorganisation für die gesamte Po-
lizei der Bundesrepublik und Westberlins
gegründet worden. Mit der Gründung die-
ser Gewerkschaft war der Grundpfeiler
für eine ersprießliche gewerkschaftliche
Tätigkeit zum Wohle aller Beamten, An-
gestellten und Lohnempfänger der Polizei
gelegt worden.

Es erhob sich nun in Baden die Frage,
welcher Dachorganisation sich der damali-
ge Verband anschließen sollte. Die Bestre-
bungen der Mitglieder gingen auseinan-
der. Am 29. und 30. Mai 1951 fand dann in
Erlenbruck ein Delegiertentag des Ver-
bandes statt, auf dem die Vertreter der in
Frage kommenden Dachorganisationen
ihre Ziele darlegten. Man konnte sich aber
auf diesem Delegiertentag für keine Orga-
nisation entscheiden. Es wurde jedoch der

Und so fing alles an mit der
Gewerkschaft der Polizei
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Beschluss gefasst, den Organisationen die
Gelegenheit zu geben, bei allen Polizei-
dienststellen zu sprechen. Diese Ver-
sammlungswelle wurde damals vom Vor-
stand im Einvernehmen mit dem Badi-
schen Ministerium des Innern durchge-
führt und im Anschluss daran fand vom
1. bis 28. September 1951 die Urabstim-
mung statt. Sie hatte folgendes Ergebnis:
– Stimmberechtigte Mitglieder 1839
– Abgegebene Stimmen 1679
– ÖTV im DGB 580
– Beamtenbund ----
– Gewerkschaft der Polizei 970
– Ungültige Stimmen 129
– Stimmenthaltungen 159

Daraufhin wurde am 20. und 21. De-
zember 1951 in Freiburg ein außerordent-
licher Delegiertentag abgehalten, der den
Beschluss fasste, den Verband mit Wir-
kung vom 1. Januar 1952 in die Gewerk-
schaft der Polizei zu überführen. Von den
58 Delegierten stimmten bei einer Gegen-

stimme und einer Stimmenthaltung 56 für
den Anschluss an die GdP. Auf Grund die-
ses einmütigen Abstimmungsergebnisses
hat der Vorstand dann den formellen An-
schluss an die Gewerkschaft der Polizei
vollzogen. Dies hat-
te natürlich auch
zur Folge, dass die
Kollegen, die für
den Anschluss an
die ÖTV gestimmt
hatten, aus unserer
Organisation aus-
traten und sich der
ÖTV anschlossen,
wodurch der Mit-
gliederstand von et-
wa 1839 auf etwa
1200 Mitglieder zu-
rückging.

1952 hatte das
Land Baden (Süd-
baden) durch den

Zusammenschluss der Länder Baden,
Württemberg-Baden und Württemberg-
Hohenzollern zum Bundesland Baden-
Württemberg zu bestehen aufgehört. (aus
40 Jahre GdP 1952–1992).
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Neben den Kolleginnen und Kollegen
aus anderen Bundesländern waren dieses
Jahr bei der Castorbetreuung auch der Kol-
lege Dirk Weis und meine Wenigkeit (Sven
Barann) aus Baden-Württemberg mit im
Betreuungsteam der Jungen Gruppe und
opferten so mehrere Tage unseres privaten
Erholungsurlaub für die GdP.

Wie bereits im Bundesteil der DP nach-
zulesen ist, gab es, wie auch schon die letzten
Jahre, wieder ein umfangreiches Betreu-
ungsangebot an die Einsatzkräfte im Wend-
land durch die GdP.

Die Nachfrage war dementsprechend
hoch und so wurden dieses Jahr gleich drei
Fahrzeuge rund um die Uhr auf die Straße
geschickt.

Neben Heißgetränken und Süßigkeiten
gab es, auch einen Einkaufsservice, falls ein
Kollege irgendwo stand und etwas dringend
benötigte.

Erfreulich ist hier zu erwähnen, dass in
diesem Zusammenhang einem Einsatzbe-
amten aus der BFE Bruchsal so ein Ersatz
für einen vergessenen Schlafsack besorgt
werden konnte.

Daneben war natürlich ein Dauerbren-
ner für benötigte Sachen die Zigaretten für
die Raucher unter uns, aber auch Utensilien
wie Badeschlappen, Zahnbürsten, Nähzeug
und eine Adventskerze wurden verlangt.

Aufgrund des weitläufigen Einsatzgebie-
tes konnten leider nicht alle Wünsche erfüllt
werden. Dennoch legte die Junge Gruppe
mit ihren Fahrzeugen insgesamt über 8000
Kilometer zurück, um das Bestmögliche zu
erreichen. Erschreckend war für mich dieses
Jahr der Anstieg an erlebter Gewalt. So
wurde ich im Wendland das erste Mal in
meiner Karriere Zeuge eines Bewurfs mit
Molotow-Cocktails und dem Bewurf pyro-
technischer Gegenstände.

Glücklicherweise war ich nicht direkt da-
von betroffen und die Wurfgegenstände ver-
fehlten auch unsere Kolleginnen und Kolle-
gen. Sehr oft mussten wir uns auch mit unse-
rem Fahrzeug über abgelegene Feldwege
oder Nebenstraßen bewegen, um die zahl-
reichen Blockaden und Kontrollstellen der
Castorgegner zu umfahren. Wie uns berich-
tet wurde, gab es mehrere Dörfer, in denen
die bäuerliche Notgemeinschaft Kontroll-
stellen einrichtete, um zivile Kollegen zu ent-
tarnen und an ihrer Weiterfahrt zu hindern.
Glücklicherweise konnten wir derlei Brenn-
punkte immer irgendwie umfahren.

Neben der eigentlichen Betreuung war
für mich die Betreuung dieses Jahr aber
auch sehr spannend, da eine solche Aktion
auch immer wieder Gelegenheit bietet, sich
mit anderen Kolleginnen und Kollegen aus-
zutauschen und ins Gespräch zu kommen.

Dabei muss ich immer wieder feststellen,
dass es uns in Baden-Württemberg doch
noch gar nicht so schlecht geht bzw. mal im
Moment noch nicht. Ob das so bleibt ist ab-
zuwarten.

Ich kann jedem Mitglied nur empfehlen,
so eine Aktion mal mitzumachen und zu er-
leben. Selten war ein „Urlaub“ so spannend,
unterhaltsam und informativ. Ich denke, ich
werde noch über längere Zeit mit den Kolle-
gen aus den anderen Bundesländern in
Kontakt bleiben, die mit mir zusammen eh-
renamtlich im Einsatz waren.

So entstand sicherlich die eine oder ande-
re Freundschaft und Kontakt in andere
Bundesländer.

Junge Gruppe Baden-Württemberg unterstützt die
„Grünen Engel“ bei der Castorbetreuung 2011 im Wendland

JUNGE GRUPPE VOR ORT

9. 11. 1949 Gründungsveranstaltung in Freiburg
„Verband der Polizeibeamten Badens e. V.“
1. Vorsitzender Fritz Zipfel
2. Vorsitzender Otto Dammert

29./30. 5. 1951 Delegiertentag des Verbandes in Erlenbruck
Abstimmung über Anschluss an Dachorganisa-
tion
a) ÖTV im Deutschen Gewerkschaftsbund
b) Beamtenbund
c) Gewerkschaft der Polizei

20./21. 12. 1951 Außerordentlicher Delegiertentag des Verban-
des in Freiburg
Beschluss: Anschluss an die Gewerkschaft der
Polizei (GdP) mit Wirkung vom 1. 1. 1952
1. Vorsitzender Fritz Zipfel mit 1200 Mitglie-
dern

„Die Grünen Engel für alle Fälle“ – Sven
Barann, Kassierer im Landesjugendvorstand
BW, hier beim Vor-Ort-Besuch von Kollegen
der BFE Bruchsal.
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Der Entwurf der Verwaltungsvorschrift
des Innenministerium über die Arbeitszeit
und die rechnungsmäßige Urlaubsabwick-
lung der Polizeibeamtinnen und -beamten,
abgekürzt VwV-AzUrlPol, ging an alle
Dienststellen, um bis in die Dienstgruppen
diskutiert zu werden. Nach diesem Mei-
nungsbildungsprozess waren die Dienst-
stellen – nicht die Gewerkschaften und Be-
rufsvertretungen – aufgefordert, ihre Stel-
lungnahme über die Landespolizeidirek-
tionen an das Innenministerium zu geben.

Danach sollten Änderungen vorgenom-
men werden und anschließend den Ge-
werkschaften und dem Hauptpersonalrat
zur Stellungnahme übersandt werden.

Eine Neufassung der aus dem Jahre
1999 stammenden VwV-AZPol und VwV-
UrlPol war längst überfällig, zumal weil
bereits zum 1. 1. 2006 eine neue AzUVO in
Kraft getreten war.

Die GdP stellt fest, dass

– es sich bei der VwV um ein reines Regel-
werk für Polizeibeamte handelt. Man
hätte alle Polizeibeschäftigte berücksich-
tigen müssen.

– Reisezeiten müssen für alle Bedienstete
grundsätzlich Arbeitszeit sein.

– Bereitschaft ist als Arbeitszeit in vollem
Umfang anzurechnen, wenn der Dienst-
vorgesetze bestimmt, wo man sich aufzu-
halten hat.

– Für alle Schicht- und Bereitschafts-
dienste ist keine Pause in Abzug zu brin-
gen.

– Die Flexibilisierung muss auch in der
„klassischen Rotation“ möglich sein.

– Zur Berechnung des Zusatzurlaubsan-
spruchs müssen alle Kalendertage, an de-
nen Dienst, egal welcher Art, geleistet
wird, gezählt werden.

– Nur für die Dauer der Gerichtsverhand-
lung sowie An- und Abfahrt als Arbeits-
zeit anzurechnen, ist kein angemessener
Ausgleich für den tatsächlich zeitlichen
Aufwand und Freizeit- und somit Erho-
lungsverlust.

– Das Thema Mehrarbeits- und Arbeits-
zeitausgleich, Mehr- und Minderstunden
in ein separates, irgendwann vielleicht
erscheinendes Regelwerk einzuarbeiten,
verkompliziert unnötig

Es fehlen Regelungen u. a.
zu den nachfolgenden Punkten

– Arbeitszeitverkürzungstag
– Faktorisierung der Nachtdienststunden

GdP lehnt die VwV-AzUrlPol im jetzigen Stadium ab
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VWV-AZURLPOL

– Arztbesuch und Krankheit
– Ehrenamt, Sonderurlaub
– Ermittlungsgruppen, Sonderkommissio-

nen, BAO
– Gemeinschaftsveranstaltungen,

Dienstversammlungen
– Gesundheitsschutz

Zusammenfassend

Die vorliegende Verwaltungsvorschrift
in ihrer jetzigen Fassung wird abgelehnt,
weil:

a) klare Benachteiligung des bisherigen
Schichtmodells, somit ist die Wahlmög-
lichkeit eine Täuschung

b) keine Faktorisierung der Nacht-
dienststunden vorgesehen ist

c) etwas durch eine VwV geregelt wer-
den soll, was man durch eine VwV recht-
lich nicht regeln darf

d) der VwV-Entwurf deutlich macht,
dass er die Belange der Schichtdienstler
nicht ernst nimmt, z. B. Regelung für Ge-
richtsverhandlungen

Deshalb hat die GdP eine Arbeitsgrup-
pe eingesetzt, welche die Vorstellungen
der Schichtdienstler von der GdP-Wech-
selschichtdienstkommission für die GdP
zusammenfassen wird.

Kriminaloberkommissar/-in
Esslingen: Michael Müller. Heidenheim:
Uwe Leitner. Lörrach: Marco Buhr.
Ludwigsburg: Melanie Wiesemann.
Rems-Murr-Kreis: Sandra Haferkorn.
Polizeihauptmeister/-in +Z
Bodenseekreis: Tanja Tschek. Emmen-
dingen: Wilfried Lanig. Main-Tauber-
Kreis: Martin Neckermann. Zollernalb-
kreis: Erhardt Sautter.
Polizeihauptmeister
Ludwigsburg: Tobias Steinmann.
Polizeiobermeister/-in
Böblingen PD: Melanie Pollichino,
Sebastian David, Kirsten Fink. Esslin-
gen: Stefanie Deininger. Heidenheim:
Simone Bauder.

Es traten in den Ruhestand:

Mannheim: Wolfgang Petruch.
(zusammengestellt v. A. Burckhardt)

Die GdP gratuliert herzlich

PERSONALMITTEILUNGEN

zur Beförderung zum/zur:

Erster Polizeihauptkommissar
Böblingen PD: Klaus Feuersänger.
Polizeihauptkommissar A 12
Böblingen: Matthias Fell. Rems-Murr-
Kreis: Dierk Hampl, Klaus Jürgen Haas.
Kriminalhauptkommissar A 12
Böblingen: Daniel Lorch.
Polizeihauptkommissar
Emmendingen: Thomas Manz. Esslin-
gen: Simon Flinspach. Main-Tauber-
Kreis: Hilmar Freundschig. Rems-
Murr-Kreis: Hermann Rost.
Kriminalhauptkommissar
Schwäbisch Hall: Steffen Tippelt.
Polizeioberkommissar/-in
Böblingen: Alexander Götz. Esslingen:
Oliver Gubo, Simon Metzger, Alexan-
der Brändle. Heidenheim: Friedrich
Julius Blanz. Ludwigsburg: Mustafa
Binici, Stefan Kost, Polixeni Toli.

Senioren-
stammtische der
GdP-Kreisgruppe

Heilbronn
Die Stammtischtermine der GdP-

Senioren Heilbronn finden 2012 wie
folgt statt:
– Montag, 16. Januar
– Montag, 19. März
– Montag, 14. Mai
– Montag, 16. Juli
– Montag, 10. September
– Montag, 12. November

Beginn immer um 14.30 Uhr.

Veranstaltungsort:
Kantine der Polizeidirektion/Fi-

nanzamt Heilbronn
EW

AUS DEN KREISGRUPPEN
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Drogenmissbrauch
schnell und sicher entdecken

Ihr kompetenter Partner
für Drogenanalytik

günstiges und schnelles Drogenscreening

qualifizierte forensisch-toxikologische Analytik

kompetente Beratung und Begleitung

langjährige Erfahrung

Akkreditiert nach DIN EN ISO/IEC 17025 und
DIN EN ISO 15189 (forensische Blutalkoholbestimmung).

www.mvz-clotten.de
Labor Dr. Englert, Dr. Raif & Kollegen | Bismarckallee 10 | 79098 Freiburg
Tel. 0761/31905-157 | info@mvz-clotten.de
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Eigentlich auch logisch!?

• Wenn dann bei Mitgliedern keine Bei-
träge erhoben werden, müssen sie dann auf
Leistungen verzichten?

• Wenn dann z. B. bei Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern keine Beiträge er-
hoben werden, wie wird dann ihre Lohn-
fortzahlung z. B. bei Warnstreiks oder bei
Arbeitskampfmaßnahmen bezahlt?

• Wenn dann bei Mitgliedern keine Bei-
träge erhoben werden, müssen dann die an-
deren mehr bezahlen?

• Wenn dann die einen mehr und die an-
deren weniger oder nichts bezahlen müs-
sen, wo bleibt dann die Solidarität und die
Gleichbehandlung aller Mitglieder?

Sicher ist es schön, wenn ich wenig oder
nichts bezahlen muss. Sicher ist es schön,
wenn andere dann meine Leistungen bezah-
len. Sicher ist es auch schön, wenn mir ei-
gentlich für nichts Leistungen versprochen
werden. Aber Hand aufs Herz. Kann das so
funktionieren? Oder ist das vielleicht nur ei-
ne schlaue Werbestrategie, um mehr Mit-
glieder zu bekommen. Oder bin ich dann
nur zählendes Mitglied ohne Leistungen?

Abschließend gestattet mir noch die Fra-
ge, für was brauche ich eigentlich eine Ge-
werkschaft? Sicher hätten wir in der Ver-
gangenheit auch folgende Errungenschaf-
ten ohne Gewerkschaften erreicht:

• Mutterschutz
• Bezahlter Jahresurlaub
• Fünf-Tage-Woche
• Mitbestimmung im Betrieb und in den

Dienststellen
• Kündigungsschutz
• Arbeitslosenversicherung
• Mindestlöhne
• Altersabsicherung
• Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
• Rechtschutz
• Besoldungs- und Tariferhöhungen
• Wechselschichtdienstzusatzurlaub
• Vorsorgekuren
Und das wäre sicher auch ohne Mit-

gliedsbeiträge möglich gewesen?
Euer Wolfgang Kircher

Gewerkschaftsarbeit kostet nun mal Geld

LANDESJOURNAL Baden-Württemberg

ZUM NACHDENKEN

Eine logische Feststellung!?

• Wenn wir z. B. nach Stuttgart fahren
müssen, weil wieder mal die Landesre-
gierung auf unsere Kosten sparen möch-
te,

• wenn wir bei Tarifverhandlungen un-
seren Forderungen Druck verleihen wol-
len und unsere Mitglieder zum Streik auf-
rufen und wir für den Lohn- oder Ver-
dienstausfall aufkommen müssen,

• wenn wir unsere Mitglieder schulen
und weiterbilden wollen,

• wenn wir Werbegeschenke oder Ka-
lender verteilen,

• wenn wir unseren Mitgliedern Recht-
schutz gewähren,

• wenn wir die für unsere Arbeit not-
wendige Geschäftsstelle, die dortigen Be-
schäftigen, das Material u., u., u. bezah-
len müssen,

• wenn wir jedem Mitglied eine kos-
tenlose Monatszeitung zur Verfügung
stellen,

• wenn wir jedem Mitglied umfangrei-
che Sozialleistungen bieten.

Diese Aufzählung ist sicher nicht voll-
ständig, zeigt aber doch deutlich, dass
Gewerkschaftsarbeit Geld kostet.

Um die ganzen Kosten auch bezahlen
zu können, erheben Gewerkschaften
Mitgliedsbeiträge bei ihren Mitgliedern.

Beitragsbescheinigungen über ge-
leistete Mitgliedsbeiträge im Jahr
2011 bitte direkt bei der zuständigen
GdP-Kreisgruppe anfordern! A. B.

BEITRAGSBESCHEINIGUNG

Werden Sie Mitglied beim

»Deutschen Roten Kreuz«
Durch eine Teilnahme an einem »Erste Hilfe Kurs« können

Sie gerade bei Autounfällen durch schnelle
Hilfe vor Ort Menschenleben retten!

Spenden Sie Blut - um anderen zu helfen - damit Ihnen
auch geholfen werden kann! Gerade diese Blutspenden haben

schon vielen verunglückten Autofahrern geholfen.

Dieser Eindruck wurde ermöglicht durch

Labor Dr. Gärtner
Elisabethenstraße 11, 88212 Ravensburg, Tel. 07 51 / 5 02-0
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